
Gerichtsurteil in Polen zum Vorrang polnischen Rechts in der EU 

Letzte Woche Donnerstag sorgte eine Entscheidung des polnischen Verfassungsgerichts in 

ganz Europa für Schlagzeilen. Das Urteil des Gerichts steht im Kontext der polnischen 

Justizreform, die von der EU abgelehnt wird.  

Die nationalkonservative Regierung Polens hatte bereits vor einigen Jahren begonnen, 

Gesetze zu verabschieden, die das bis dahin übliches Verfahren zur Ernennung von 

Richterinnen und Richtern für das oberste Gericht in Polen verändert hatten. Am 

umstrittensten war die Einrichtung einer Disziplinarkammer für den obersten Gerichtshof, 

welche Richter:innen und Staatsanwält:innen suspendieren kann.1 Die Europäische 

Kommission sieht durch die Disziplinarkammer und weitere Bestimmungen die richterliche 

Unabhängigkeit in Polen berührt.2 Diese Position vertritt auch der Europäische Gerichtshof, 

kurz EuGH. Er hatte in der Vergangenheit mehrfach darauf hingewiesen, dass die Kammer 

kein unabhängiges Gericht sei, da sie politisch kontrolliert gebildet wird.3&4 Zwar hatte die 

polnische Regierung im Juli nach einem entsprechenden Urteil des Europäischen 

Gerichtshofs angekündigt, die Kammer abschaffen zu wollen, doch die Ankündigung blieb bis 

zuletzt ohne Ergebnis, die entsprechende Deadline des EuGH wurde gerissen.5&6 Nach einem 

Antrag der EU-Kommission wird der Europäische Gerichtshof bald über Geldbußen für Polen 

entscheiden.2&7  

Kommen wir nun zu dem Urteil des obersten Gerichts in Polen von letzter Woche, das 

Auswirkungen weit über den Streit um die Justizreform haben könnte. Regierungschef 

Morawiecki musste sich bereits gegen Befürchtungen bezüglich eines möglichen „Polexit“ 

wehren.8 Morawiecki hatte das polnische Verfassungsgericht darum gebeten, ein EuGH-

Urteil zur Justizreform aus dem März zu überprüfen. Das Gericht kam im Zuge dessen zu 

dem Ergebnis, dass zentrale Artikel der EU-Verträge, auf die sich der EuGH beruft, nicht mit 

der polnischen Verfassung vereinbar seien.9 Ein Paukenschlag, denn das Prinzip des Vorrangs 

europäischen Rechts vor nationalem Recht ist grundlegend für das Funktionieren der EU. Das 

Urteil eskaliert somit nicht nur den bereits jahrelang anhaltenden Rechtsstaatskonflikt 

zwischen Polen und der EU, sondern stellt einen zentralen Grundpfeiler der Europäischen 

Union infrage. Der ehemalige EU-Ratspräsident und jetzige Oppositionsführer Polens, 

Donald Tusk, rief die Bevölkerung nach dem Urteil zu landesweiten proeuropäischen 
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Demonstrationen auf. Zehntausende Menschen versammelten sich diese Woche auf dem 

Schlossplatz in Warschau, um ihren Unmut über das Urteil kundzutun.10 

Bereits am 14. Juli hatte das polnische oberste Gericht ein ähnliches Urteil, auch im Kontext 

des Streits um die Justizreform gefällt. Damals erklärte das Gericht einstweilige 

Anordnungen des EuGH für verfassungswidrig.11 Brisant ist, dass das Verfassungsgericht in 

seiner damaligen Urteilsbegründung mehrmals auf eine Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts aus dem vergangenen Jahr Bezug nahm.12 Kurzer Throwback: Im 

Mai 2020 hatte das Bundesverfassungsgericht geurteilt, dass die EZB mit ihrem 

Staatsanleihenkaufprogramm PSPP die eigenen Kompetenzen überschritten habe.13 Zuvor 

war der EuGH zu einer anderen Einschätzung gekommen. Das Bundesverfassungsgericht 

hatte damals also einer Entscheidung des EuGH widersprochen – und damit ebenfalls 

europaweit für Aufsehen gesorgt.14 Die Entscheidung war auch bei uns Thema in der Episode 

129. 

So viel also zum Hintergrund des umstrittenen polnischen Gerichtsurteils. Wir wollen nun 

über die politischen Konsequenzen des Urteils sprechen. 
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